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Das Landratsamt Eichstätt erlässt folgende  
 

A l l g e m e i n v e r f ü g u n g: 

 
I. Das Landratsamt Eichstätt ordnet eine Testung der Beschäf-
tigten der Einrichtungen nach § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, 3 und 5 
der Zwölften Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverord-
nung (12. BayIfSMV) an mindestens zwei verschiedenen Tagen 
pro Woche an, in denen die Beschäftigten zum Dienst eingeteilt 
sind.  
 
II. Ausnahmen von der vorgenannten Verpflichtung können auf 
Antrag erteilt werden, soweit dies im Einzelfall aus infektions-
schutzrechtlicher Sicht vertretbar ist.  
 
III. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag der Bekanntgabe, am 
30.03.3021 in Kraft. Sobald die Sieben-Tage-Inzidenz an drei 
aufeinanderfolgenden Tagen unter 100 liegt, wird das Unter-
schreiten dieses Wertes amtlich bekannt gemacht. Mit dieser Be-
kanntmachung tritt die Allgemeinverfügung außer Kraft. 
 

Gründe: 

 
1. Zuständigkeit 
Das Landratsamt Eichstätt ist nach § 9 Abs.2 Nr. 5 der 12. 
BayIfSMV i. V. m. § 65 Satz 1 ZustV sachlich und nach Art. 3 
Abs. 1 BayVwVfG örtlich zuständig.  
 
2. Rechtsgrundlagen  
Rechtsgrundlagen für die Anordnungen in dieser Allgemeinver-
fügung sind § 28 Abs. 1 IfSG sowie § 9 Abs. 2 Nr. 5 der 12. 
BayIfSMV. Nach § 28 Abs. 1 IfSG trifft die zuständige Behörde 
die notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere solche nach  

 
den §§ 28 a Abs. 1, 29 bis 31 IfSG, soweit und solange dies zu 
Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erfor-
derlich ist, wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungs-
verdächtige oder Ausscheider festgestellt wurden oder sich 
ergibt, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder 
Ausscheider war. Derartige Schutzmaßnahmen nach § 28 a Abs. 
1 Nr. 15 IfSG sind insbesondere die Untersagung oder die Be-
schränkung des Betretens oder des Besuchs von Einrichtungen 
des Gesundheits- oder Sozialwesens. Gemäß § 28 a Abs. 3 Satz 
1 IfSG sind Entscheidungen über Schutzmaßnahmen zur Verhin-
derung der Verbreitung von COVID-19 i.S.v. § 28 a Abs. 1 i. V. 
m. § 28 Abs. 1, nach § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 IfSG und den 
§§ 29 bis 32 IfSG insbesondere am Schutz von Leben und Ge-
sundheit und der Funktionsfähigkeit des Gesundheitssystems 
auszurichten. Die Schutzmaßnahmen sollen nach § 28 a Abs. 3 
Satz 2 IfSG unter Berücksichtigung des jeweiligen Infektionsge-
schehens regional bezogen auf die Ebene der Landkreise, Be-
zirke oder kreisfreien Städte an den Schwellenwerten nach Maß-
gabe des § 28 a Abs. 3 Sätze 4 bis 12 IfSG ausgerichtet werden, 
soweit die Infektionsgeschehen innerhalb eines Landes nicht re-
gional übergreifend oder gleichgelagert sind. Maßstab für die zu 
ergreifenden Schutzmaßnahmen ist insbesondere die Anzahl 
der Neuinfektionen mit COVID-19 je 100.000 Einwohnern inner-
halb von sieben Tagen. Nach § 9 Abs. 2 Nr. 5 der 12. BayIfSMV 
hat die zuständige Kreisverwaltungsbehörde bei einer Über-
schreitung des 7-Tage-Inzidenzwerts von 100 eine Testung der 
Beschäftigtender aufgezählten Einrichtungen auf eine Infektion 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 an mindestens zwei verschie-
denen Tagen pro Woche, in denen die Beschäftigten zum Dienst-
eingeteilt sind, anzuordnen. Dabei ist der Anteil der Bewohner 
und Beschäftigten, die bereits eine Schutzimpfung gegen das 
Coronavirus SARS-CoV-2 erhalten haben zu berücksichtigen. 
Die 7-Tage-Inzindez im Landkreis Eichstätt hat am Donnerstag, 
den 25.03.2021, zum ersten Mal den 7-Tage-Inzidenzwert von 
100 überschritten. Am Freitag, den 26.03.2021, und Samstag, 
den 27.03.2021, wurde der Wert von 100 ebenfalls überschritten, 
so dass die Inzidenzenschranke nach § 3 Nr. 2 der 12. BayIfSMV 
greift. Bei der durch das Coronavirus SARS-CoV-2 hervorgeru-
fenen Krankheit COVID-19 handelt es sich um eine übertragbare 
Krankheit im Sinn des § 2 Nr. 3 IfSG, die sich im Gebiet des 
Landkreises Eichstätt immer schneller ausbreitet. Durch den vor-
herrschenden Übertragungsweg von COVID-19 über Tröpfchen, 
z. B. durch Husten, Niesen und durch teils mild erkrankte oder 
auch asymptomatisch infizierte Personen kann es leicht zu Über-
tragungen von Mensch zu Mensch kommen. Die steigenden Fall-
zahlen zeugen von einem äußerst dynamischen Infektionsge-
schehen im Landkreis Eichstätt, das bisher keinem bestimmten 
Ausbruchsgeschehen klar zugeordnet werden kann. Das Risiko 
wird vom Robert-Koch-Institut - RKI als hoch, für aufgrund von 
Vorerkrankungen vulnerable Personen als sehr hoch einge-
schätzt. Bei einem Anhalten der Infektionslage muss mit einem 
Zusammenbruch des öffentlichen Gesundheitssystems gerech-
net werden. Die angeordneten Maßnahmen sind in der 12. 

A M T S B L A T T  
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BayIfSMV als verpflichtend ausgestaltet und stehen darüber hin-
aus mit dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz im Einklang. Sie die-
nen einem legitimen Zweck und sind zu seiner Erreichung geeig-
net, erforderlich und angemessen. Sämtliche Maßnahmen die-
nen dem Schutz von Leben und Gesundheit und der Aufrechter-
haltung der Leistungsfähigkeit des öffentlichen Gesundheitssys-
tems. Geeignet ist eine Maßnahme, wenn die Erreichung des 
Zwecks durch sie zumindest gefördert werden kann (Zwecktaug-
lichkeit). Erforderlich ist eine Maßnahme, wenn kein anderes, 
ebenso gut geeignetes Mittel zur Verfügung steht. Angemessen 
ist eine Maßnahme schließlich, wenn sie den Pflichtigen bei Ab-
wägung aller Interessen zugemutet werden kann. Darüber hin-
aus gehende, häufigere Testungen gemäß einem eigenen Test-
konzept i.S.v. § 9 Abs. 2 Nr. 4 der 12. BayIfSMV oder auf freiwil-
liger Basis bleiben unberührt. 
 
Ausnahmeregelungen: Da derzeit noch nicht wissenschaftlich 
geklärt ist, inwieweit eine Übertragung des Coronavirus SARS-
CoV-2 auch durch bereits geimpfte Personen erfolgen kann, 
kann gegenwärtig noch keine generelle Ausnahme von der 
Testpflicht für bereits geimpfte Beschäftigte in das jeweilige 
Testkonzept aufgenommen werden. 
 
In konkreten Einzelfällen jedoch kann in Abhängigkeit vom vor-
handenen Schutz-, Hygiene- und Testkonzept, sowie insbeson-
dere der in der jeweiligen Einrichtung bereits erzielten Impfquote 
bei den Bewohnern und Beschäftigten nach Ziffer 2 dieser Allge-
meinverfügung im Ausnahmefall auf Antrag eine Ausnahme von 
der Testpflicht erteilt werden.  
 
3. In-Kraft-Treten  
Nach Art. 41 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG gilt bei der öffentlichen 
Bekanntgabe eines schriftlichen Verwaltungsaktes dieser zwei 
Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt ge-
geben. Um die Infektionszahlen weiter zu senken und einen er-
neuten Anstieg zu verhindern, wurde von der Möglichkeit des Art. 
41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG Gebrauch gemacht und ein früheres 
Bekanntgabedatum gewählt. Gemäß Art. 41 Abs. 3 Satz 2, Abs. 
4 Satz 1 und 2 BayVwVfG i.V.m. Art. 51 Abs. 3 Satz 1 des Bay-
erischen Landesstraf- und Verfolgungsgesetzes (LStVG) wird 
diese Allgemeinverfügung durch Veröffentlichung im Sonder-
amtsblatt des Landkreises Eichstätt und dem Internet 
(www.landkreis-eichstaett.de) bekannt gegeben.  
Eine Allgemeinverfügung darf auch dann öffentlich bekanntge-
geben werden, wenn die Bekanntgabe an die Beteiligten untun-
lich ist (Art. 41 Abs. 3 Satz 2 BayVwVfG). Vorliegend ist die Be-
kanntgabe an die Beteiligten untunlich, weil auf Grund der gro-
ßen Vielzahl der betroffenen Adressaten eine zeitnahe individu-
elle Bekanntgabe nicht möglich ist.  
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats 
nach ihrer Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwal-
tungsgericht München, Bayerstraße 30, 80335 München erho-
ben werden. Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfü-
gung: 
 
a) Schriftlich oder zur Niederschrift 
 
Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle des oben genannten Gerichts erho-
ben werden. Die Anschrift lautet:  
Bayrisches Verwaltungsgericht München 
Postanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München 
Hausanschrift: Bayerstraße 30,80335 München 
 
Oder 
b) Elektronisch 

Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht Mün-
chen auch elektronisch nach Maßgabe der der Internetpräsenz 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vhg.bay-ern.de) zu ent-
nehmenden Bedingungen erhoben werden.  
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll 
einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienen-
den Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die ange-
fochtene Allgemeinverfügung soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Ab-
schriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere 
Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen 
entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Ver-
waltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). Kraft Bundes-
rechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten 
infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.  

 
Hinweise: 

 
1. Der Wortlaut der 12. BayIfSMV kann im Internet unter 
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-171/ eingese-
hen werden. 
2. Die sonstigen Vorschriften der 12. BayIfSMV des Bayerischen 
Staatsministeriums für Gesundheit und Pflege, in der jeweils gül-
tigen Fassung, bleiben unberührt.  
3. Gemäß § 28 Abs. 3 i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG haben Rechtsbe-
helfe gegen diese Allgemeinverfügung keine aufschiebende Wir-
kung (vgl. § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwGO).  
4. Nach § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG handelt ordnungswidrig, wer ei-
ner vollziehbaren Anordnung nach § 28 Absatz 1 Satz 1 oder 
Satz 2 IfSG in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 32 
Satz 1 IfSG zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit ei-
ner Geldbuße bis 25.000 € geahndet werden (§ 73 Abs. 2 IfSG). 
 
Eichstätt, den 30.03.2021 
 
gez.  
 
Diana Gehrhardt 
Regierungsdirektorin  
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